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Arbeitslose im
Monat Oktober

Empfänger von
Arbeitslosengeld I

2005: 1,88 Mio.

2008: 0,99 Mio.

erwerbsfähige Hilfsbedürftige
Arbeitslosengeld II

2005: 4,77 Mio.

2008: 5,14 Mio.

Die Zahl der Leistungsempfänger ist höher als die Zahl der Arbeitslosen,
da viele von ihnen nicht arbeitslos sind. Das gilt z.B. für Geringver-
diener, die zusätzlich zu ihrem Einkommen Arbeitslosengeld II bekommen.

–47% +8%

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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Politisch gesehen waren die letzten
Jahre für Wolfgang Clement keine
Erfolgsperiode. Erst verlor der frühe-

re Superminister für Wirtschaft und Ar-
beit nach der rot-grünen Wahlniederlage
seinen Posten. Dann versuchten gewerk-
schaftsnahe Genossen gar, den Reformer
aus der SPD zu kegeln.

Umso erfreuter war Clement, als sich
jüngst eine Gruppe von Anzugträgern zu
seinen Ehren in Berlin zusammenfand.
Ihre Augen waren auf einen Fassadenklet-
terer gerichtet, der sich an einem riesigen
Plakat herabhangelte: „Glückwunsch! Nur
noch 4 Millionen Arbeitslo-
se“. Dann strich er die 4
durch, malte eine 3 – und
strich auch die durch.

Die PR-Aktion der Initia-
tive Neue Soziale Markt-
wirtschaft sollte schon mal
darauf hinweisen, dass die
Arbeitslosenzahl demnächst
wohl unter die magische
Grenze von drei Millionen
fallen wird. „Wir müssen die
positiven Nachrichten auch
mal feiern“, befand der SPD-
Politiker Clement.

Am Donnerstag dieser
Woche darf er erneut jubeln.
Frank-Jürgen Weise, Chef
der Bundesagentur für Ar-
beit, wird dann verkünden,
dass die Erwerbslosenzahl
im Oktober auf den niedrigs-
ten Stand seit 16 Jahren ge-
sunken ist. 

Doch während Weise be-
merkenswerte Erfolge sieht,

fällt das Urteil der Experten nüchterner
aus. „Diejenigen, die Hilfe besonders nötig
haben, werden systematisch ausgegrenzt“,
sagt der Beschäftigungsforscher Hilmar
Schneider.

Tatsächlich haben die umstrittenen
Hartz-Reformen die Spaltung auf dem
Arbeitsmarkt vertieft. Was ursprünglich
vor allem Langzeitarbeitslosen zugute-
kommen sollte, erweist sich heute eher als
Programm, all jene unten zu halten, die eh
schon unten sind.

Während die Zahl der leichter vermit-
telbaren Erwerbslosen, die meist erst kurz
ohne Job sind, um fast 50 Prozent gesun-
ken ist, stieg die Zahl der Bezieher von Ar-
beitslosengeld II seit 2005 bis heute sogar.

Eine „gegenläufige Beschäftigungsent-
wicklung bei Hartz-IV-Empfängern und
den übrigen Arbeitslosen“ beklagt das
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung.

Entsprechend trübe sind die Aussichten
für den absehbaren Konjunkturabschwung.
Zwar könnte die Erwerbslosenzahl weniger
stark zulegen als in früheren Krisen. Dafür
aber, so zeigen die Erkenntnisse der For-
scher, fallen die sozialen Begleiterschei-
nungen umso hässlicher aus: Wer einmal in
die Klasse der Langzeitarbeitslosen ge-
rutscht ist, hat nur geringe Chancen, wie-
der ins Erwerbsleben zurückzufinden.

tiven Hedgefonds als einer soliden Bank.
4,6 Milliarden Euro hat sie allein in das
Geschäft mit US-Firmenkrediten und be-
sonders riskanten Versicherungen für der-
lei Kredite gesteckt. Wenn Unternehmen in
Bedrängnis geraten und ihre Kredite nicht
mehr bezahlen können, werden die Versi-
cherungen fällig. Dann drohen der Bank
weitere Milliardenabschreibungen auf die
Wertpapiere, in denen all das zusammen-
gepackt ist.

Politiker des Freistaats hoffen nun, dass
der Bund die meisten Altlasten übernimmt.
Bayern und die Sparkassen hatten der Lan-
desbank im Frühjahr zwar einen Rettungs-
schirm von 4,8 Milliarden Euro zugesichert
und auch in Brüssel beantragt. Im Parla-
ment verabschiedet ist das jedoch noch
nicht. Als jetzt das Rettungspaket des Bun-
des Gestalt gewann, glaubten die Herren in
München, sie könnten ihre Zusage still und
heimlich wieder einkassieren. Lieber Bun-
des-Geld als Bayern-Geld.

Doch genau für diesen Fall hat die Bun-
desregierung vorgesorgt. Das Münchner
Debakel gilt als sogenannter Altfall. Der
Bund will die fest zugesagten Verpflich-
tungen des Freistaats Bayern nach derzei-
tigem Stand der Prüfung nicht überneh-
men. Denkbar wäre eine Kapitalspritze,
um die Differenz zwischen den zugesagten
Bayern-Geldern von 4,8 Milliarden und
dem aktuellen Finanzbedarf von 6,4 Mil-
liarden zu decken. 

Zusätzlich könnte die BayernLB sich
noch aus dem 400-Milliarden-Topf des
Bundes für Kreditgarantien bedienen. In
ihrem Antrag haben sich die Bayern das
ausdrücklich vorbehalten. 

Aber ganz egal, wie hoch der Rettungs-
beitrag aus Berlin ausfällt – der Bund wird
künftig bei der BayernLB mitreden. „Es
kann doch nicht sein, dass wir Milliarden
auf den Tisch legen, um überkommene
Strukturen zu zementieren“, sagt ein Ber-
liner Beamter.

Die weiß-blaue Bank wird wohl zu-
rechtgestutzt auf drei Bereiche: das Ge-
schäft in Osteuropa, die Internet-Bank
DKB sowie die Betreuung der Mittel-
ständler in Bayern. Ihre Eigenständigkeit
dürfte das Institut dann auch verlieren.

Von den derzeit noch sieben Landes-
banken werden am Ende der Konsoli-
dierung allenfalls zwei übrig bleiben, glau-
ben Experten. Es wäre das Aus für eine
Finanzinstitution, die über Jahrzehnte hin-
weg der Stolz vieler Ministerpräsiden-
ten war. 

Dem anstehenden Sanierungsprogramm
werden aber auch Tausende Arbeitsplätze
zum Opfer fallen. Die Mitarbeiter der Bay-
ernLB, die sich jetzt so lautstark für ihren
Boss Kemmer ins Zeug gelegt haben, dürf-
ten bald wieder Transparente schwingen –
dann allerdings in eigener Sache.

Beat Balzli, Dinah Deckstein, 

Dietmar Hawranek, Christoph Pauly,

Wolfgang Reuter
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Fördern und fordern?
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Unten bleibt unten
Als Folge der Hartz-Reformen sind die Arbeitslosenzahlen

auf ein historisches Tief gesunken – und trotzen
derzeit sogar der Finanzkrise. Doch der Erfolg ist teuer erkauft.



So ist auf dem Arbeitsmarkt eine neue
Zweiklassengesellschaft entstanden, zu de-
ren Entstehung die Agenda-Macher beige-
tragen haben. Nicht nur, dass sie die Ar-
beitsverwaltung auf eine Weise umgebaut
haben, die sich für viele Hartz-IV-Emp-
fänger heute als Nachteil erweist. Sie ha-
ben auch die Beschäftigungsentwicklung
falsch eingeschätzt.

Die rot-grünen Reformer setzten dar-
auf, dass als Folge ihrer Politik Millionen
niedrig entlohnter Dienstleistungsjobs im
Einzelhandel, in der Gastronomie oder im
Tourismus für die Arbeitslosen entstehen
würden. Das Jobwunder der vergangenen
Jahre blühte aber vor allem in den klassi-
schen Sektoren der deutschen Industrie.

So schuf allein die Metall- und Elektro-
branche rund eine viertel Million zusätz-
liche Stellen – vor allem für einsatzwillige
Jobsuchende mit guter Qualifikation. 

Torsten Wiesmann zählt zu den Profi-
teuren dieses Aufschwungs. Der 23-Jähri-
ge war jahrelang arbeitslos und schlug sich
mit Gelegenheitsarbeiten als Türsteher
oder Tierpfleger durch. Im Februar fand
Wiesmann endlich eine Stelle bei Man-
power, einem jener Zeitarbeitsunterneh-
men, die belegen, wie flexibel deutsche
Arbeitnehmer geworden sind.

Etwa 635000 Beschäftigte verdienen ihr
Geld bei Manpower, Randstad & Co. Sie
nehmen ständige Job- und Ortswechsel in
Kauf und verdienen häufig weniger als ihre
festangestellten Kollegen. Dafür haben sie
immerhin eine Arbeit.

Als Wiesmann jüngst seine Stelle als
Schweißer bei einem Autozulieferer verlor,
fand er in einem Konkurrenzbetrieb rasch
einen neuen Job. Nun hofft er, dass ihm
bald der Wechsel auf eine feste Stelle ge-
lingt, so wie ihn rund ein Drittel aller Man-
power-Angestellten schaffen.

Dieser Weg steht aber nicht allen offen:
Mehr als 85 Prozent der Leiharbeiter von

Manpower waren zuvor zwar arbeitslos.
Nur 10 Prozent davon entstammen aber
der Klientel der schwer vermittelbaren
Langzeitarbeitslosen. 

Dass Deutschlands Arbeitslosenheer
aber wie nie zuvor in eine Ober- und Un-
terschicht geteilt ist, hängt auch mit dem
Umbau der Nürnberger Bundesagentur für
Arbeit zusammen. Wer gerade erst entlas-
sen worden ist, doch besonders leicht eine
neue Stelle findet, wird von den Behör-
den seit den Hartz-Reformen als soge-
nannter Marktkunde geführt. Besonders
schwer vermittelbare Personen heißen im
Amtsdeutsch dagegen „Betreuungskun-
den“, ein Begriff, den Beschäftigungsfor-
scher Schneider schlicht für  Schönsprech
hält. Denn betreut wird hier niemand.
„Fördern und Fordern wurde stets nur für
einen Teil der Arbeitslosen praktiziert“,
kritisiert der Ökonom vom Bonner Institut
zur Zukunft der Arbeit.

Welche Unterschiede es in der Praxis
gibt, lässt sich etwa im Jobcenter Spandau
studieren. Um 10.45 Uhr spuckt der Auto-
mat im Warteraum für „Bedarfsgemein-
schaften mit den Anfangsbuchstaben des
Namens A – K“ Nummer 3240 aus und in-
formiert: „Vor Ihnen warten 102 Besucher.“ 

Eigentlich sollte jeder Hartz-IV-Kun-
de einen sogenannten persönlichen An-
sprechpartner bekommen, der sich um
Jobangebote oder Fortbildungen kümmert.
So war es mit der Hartz-Reform geplant.

In der Realität sieht das oft anders aus.
„Du läufst hier von einem zum anderen“,
schimpft ein arbeitsloser Kfz-Mechaniker.
„Wir Hartz-IV-Leute werden am schlech-
testen behandelt.“ Er deutet auf eine Tür
am Ende des Flurs. Dahinter liegen die
Räume für jene Arbeitslosen-Elite, die
meist nicht länger als ein Jahr ohne Job ist
und Arbeitslosengeld I bezieht. 

Hier ziehen die Menschen keine Num-
mer, sondern werden mit Namen aufgeru-

fen. Sie sitzen nicht zu Dut-
zenden vor einer elektroni-
schen Anzeigetafel, sondern
nur zu dritt oder viert im
Warteraum. Die Arbeits-
agentur hat anders als das
Jobcenter nicht mittwochs
geschlossen, sondern die ge-
samte Woche über geöffnet.

Das Nachsehen haben die
Hartz-IV-Empfänger, die auf
dem Arbeitsmarkt als nicht
mehr einsetzbar gelten. Die
Berlinerin Anne S. etwa hat
kurz nach der Wende ihren
Job als Elektrotechnikerin
verloren. Danach begann
eine typische Arbeitslosen-
karriere mit Weiterbildungs-
und Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen.

Das Amt hat ihr bisher ei-
nen einzigen Ein-Euro-Job
vermittelt, eine reguläre Stel-

le wurde ihr noch nie angeboten. Immer
wurde nur das Geld knapper. Sie wählt
jetzt die NPD, eine Art des Protests, wie
ihn auch andere Arbeitslose praktizie-
ren, die bei vielen Arbeitgebern abge-
schrieben sind.

„Wir sind nicht in der Lage, Menschen
zu therapieren und Basisfähigkeiten zu
vermitteln“, sagt Thomas Greiner, Chef
des Dienstleistungskonzerns Dussmann.

Was zu tun wäre, um der ausgesonderten
Hartz-IV-Kundschaft wieder eine Chance
zu geben, ist bekannt. Die Wissenschaftler
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung schreiben in ihrer Studie, die Kli-
entel sei nicht „arbeitsunwilliger als ande-
re Erwerbslose“. Aber viele brauchen eine
Schulung zur Auffrischung ihrer Berufs-
kenntnisse. Andere müssen wieder lernen,
pünktlich aufzustehen und sich jeden Tag
gepflegt anzuziehen. Sie brauchen Start-
hilfe. Doch daran hapert es. 

In den Hartz-IV-Ämtern fehlen fast 7000
Arbeitsvermittler. Beinahe jeder Vierte hat
nur einen befristeten Arbeitsvertrag. Ent-
sprechend sitzen sich in den Jobcentern
vielfach Menschen gegenüber, von denen
der eine einen Job sucht und der andere
um seinen zittert. Sollte als Folge der
Finanzkrise die Arbeitslosenzahl wieder
steigen, wird sich die Lage weiter ver-
schlimmern, weil dann noch mehr Ver-
mittler gebraucht werden. 

Clements Nach-Nachfolger als Arbeits-
minister heißt Olaf Scholz. Er kennt die
Misere und hat viele Pläne. Mehr Vermitt-
ler will er einstellen, weniger befristete
Verträge schließen, bessere persönliche Be-
treuung organisieren. Ein bisschen klingt
das wie Clement in der Vor-Hartz-Ära.

„In der Vergangenheit ist nie ernsthaft
probiert worden, Langzeitarbeitslose wie-
der in Arbeit zu bringen“, sagt Scholz.
„Wir sind noch lange nicht am Ziel.“ 

Nina Bovensiepen
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PR-Aktion in Berlin: Erfolg mit hässlichen Begleiterscheinungen
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